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N e u b e k a n n t m a c h u n g
des Niedersächsischen Verfassungsschutzgesetzes

Vom 6. Mai 2009

Aufgrund des Artikels 8 des Gesetzes zur Änderung des
Niedersächsischen Verfassungsschutzgesetzes, des Nieder-
sächsischen Sicherheitsüberprüfungsgesetzes und des Nieder-
sächsischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und
Ordnung vom 16. Januar 2009 (Nds. GVBl. S. 2) wird nachste-
hend der Wortlaut des Niedersächsischen Verfassungsschutz-
gesetzes in der nunmehr geltenden Fassung unter Berück-
sichtigung

der Bekanntmachung vom 19. November 2007 (Nds. GVBl.
S. 641),

des Artikels 1 des Gesetzes vom 9. Mai 2008 (Nds. GVBl.
S. 126) und

des Artikels 1 des Gesetzes vom 16. Januar 2009 (Nds. GVBl.
S. 2)

bekannt gemacht.

Hannover, den 6. Mai 2009

Niedersächsisches Ministerium für
Inneres, Sport und Integration

S c h ü n e m a n n

Minister
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G e s e t z
über den Verfassungsschutz im Lande Niedersachsen

(Niedersächsisches Verfassungsschutzgesetz — NVerfSchG —)
in der Fassung vom 6. Mai 2009

I n h a l t s ü b e r s i c h t

E r s t e r  A b s c h n i t t

Allgemeine Vorschriften

§ 1 Zweck und Auftrag des Verfassungsschutzes
§ 2 Zuständigkeit
§ 3 Aufgaben
§ 3 a — aufgehoben —
§ 4 Begriffsbestimmungen

Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Befugnisse, nachrichtendienstliche Mittel, Datenverarbeitung

§ 5 Allgemeine Befugnisse 
§ 5 a Besondere Auskunftspflichten
§ 5 b Verfahrensvorschriften für Besondere Auskunftspflichten 
§ 6 Informationsbeschaffung mit nachrichtendienstlichen Mitteln
§ 6 a Einsatz technischer Mittel in Wohnungen
§ 6 b Verfahrensvorschriften für den Einsatz technischer Mittel in

Wohnungen
§ 6 c Verfahrensvorschriften für das heimliche Mithören und Auf-

zeichnen des nicht öffentlich gesprochenen Wortes unter Ein-
satz technischer Mittel

§ 6 d Einsatz technischer Mittel nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 12
§ 7 — aufgehoben —
§ 8 Speicherung, Veränderung und Nutzung personenbezogener

Daten
§ 9 Speicherung, Veränderung und Nutzung personenbezogener

Daten von Minderjährigen
§ 10 Berichtigung, Löschung und Sperrung von personenbezoge-

nen Daten in Dateien
§ 11 Berichtigung, Löschung und Sperrung von personenbezoge-

nen Daten in Akten
§ 12 Dateibeschreibungen

D r i t t e r  A b s c h n i t t

Auskunft

§ 13 Auskunft an Betroffene

V i e r t e r  A b s c h n i t t

Informationsübermittlung

§ 14 Grenzen der Übermittlung personenbezogener Daten
§ 15 Übermittlung von Informationen an die Verfassungsschutzbe-

hörde
§ 16 Registereinsicht 
§ 17 Übermittlung personenbezogener Daten durch die Verfassungs-

schutzbehörde
§ 18 Übermittlung von Informationen durch die Verfassungs-

schutzbehörde an Strafverfolgungs- und Sicherheitsbehörden
in Angelegenheiten des Staats- und Verfassungsschutzes

§ 19 Übermittlung personenbezogener Daten an die Öffentlichkeit
§ 20 Übermittlungsverbote, Minderjährigenschutz
§ 21 Pflichten der empfangenden Stelle
§ 22 Nachberichtspflicht

F ü n f t e r  A b s c h n i t t

Parlamentarische Kontrolle

§ 23 Ausschuss für Angelegenheiten des Verfassungsschutzes
§ 24 Zusammensetzung
§ 25 Kontrollrechte des Ausschusses
§ 26 Verfahrensweise
§ 27 Hilfe vonseiten der oder des Landesbeauftragten für den Daten-

schutz

S e c h s t e r  A b s c h n i t t

Schlussvorschriften

§ 28 Geltung des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes
§ 29 Änderung des Niedersächsischen Gesetzes zur Ausführung

des Gesetzes zu Artikel 10 Grundgesetz
§ 30 Änderung des Niedersächsischen Beamtengesetzes
§ 31 Änderung des Personalvertretungsgesetzes für das Land Nieder-

sachsen
§ 32 Inkrafttreten

E r s t e r  A b s c h n i t t

Allgemeine Vorschriften

§ 1

Zweck und Auftrag des Verfassungsschutzes
1Der Verfassungsschutz dient dem Schutz der freiheitlichen

demokratischen Grundordnung, des Bestandes und der Sicher-
heit des Bundes und der Länder. 2Er erfüllt diesen Auftrag
durch

1. die Sammlung und Auswertung von Informationen über
Bestrebungen und Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1 Satz 1,

2. die Unterrichtung der Landesregierung und die Aufklä-
rung der Öffentlichkeit über diese Bestrebungen und Tätig-
keiten,

3. die Wahrnehmung der in diesem Gesetz geregelten sonsti-
gen Mitwirkungsaufgaben sowie

4. den in diesem Gesetz oder in anderen Rechtsvorschriften
vorgesehenen Informationsaustausch mit anderen Stellen.

§ 2

Zuständigkeit

(1) 1Verfassungsschutzbehörde ist das für Inneres zuständi-
ge Ministerium (Fachministerium). 2Das Fachministerium un-
terhält eine gesonderte Abteilung (Verfassungsschutzabtei-
lung), die allein die der Verfassungsschutzbehörde nach die-
sem Gesetz und anderen Rechtsvorschriften obliegenden Auf-
gaben wahrnimmt.

(2) 1Verfassungsschutzbehörden anderer Länder dürfen im
Land Niedersachsen nur im Einvernehmen mit der Verfas-
sungsschutzbehörde tätig werden. 2Ihre Befugnisse bestim-
men sich dabei nach den Vorschriften dieses Gesetzes. 3Das
Bundesamt für Verfassungsschutz darf im Land Niedersach-
sen nur im Benehmen mit der Verfassungsschutzbehörde tätig
werden (§ 5 Abs. 2 des Bundesverfassungsschutzgesetzes).

(3) Die Verfassungsschutzbehörde darf andere Verfassungs-
schutzbehörden nicht um Maßnahmen ersuchen, zu denen
sie selbst nicht befugt ist.

§ 3

Aufgaben

(1) 1Aufgabe der Verfassungsschutzbehörde ist die Samm-
lung und Auswertung von Informationen, insbesondere von
sach- und personenbezogenen Auskünften, Nachrichten und
Unterlagen, über

1. Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demokratische
Grundordnung, den Bestand oder die Sicherheit des Bun-
des oder eines Landes gerichtet sind oder eine ungesetzli-
che Beeinträchtigung der Amtsführung der Verfassungs-
organe des Bundes oder eines Landes oder ihrer Mitglieder
zum Ziele haben,

2. sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten
in der Bundesrepublik Deutschland für eine fremde
Macht,

3. Bestrebungen in der Bundesrepublik Deutschland, die
durch Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vor-
bereitungshandlungen auswärtige Belange der Bundesre-
publik Deutschland gefährden,

4. Bestrebungen, die gegen den Gedanken der Völkerverstän-
digung (Artikel 9 Abs. 2 des Grundgesetzes) oder gegen das
friedliche Zusammenleben der Völker (Artikel 26 Abs. 1
des Grundgesetzes) gerichtet sind.
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2Die Leiterin oder der Leiter der Verfassungsschutzabteilung
oder die Vertreterin oder der Vertreter bestimmt die Objekte,
die zur Erfüllung der Aufgaben nach Satz 1 Nrn. 1, 3 und 4
planmäßig zu beobachten und aufzuklären sind (Beobach-
tungsobjekte). 3§ 5 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. 4Die Be-
stimmung eines Beobachtungsobjektes ist regelmäßig zu
überprüfen. 5Sie ist aufzuheben, wenn die Voraussetzung des
§ 5 Abs. 1 Satz 2 entfallen ist. 6Die Bestimmung eines Beob-
achtungsobjektes bedarf der Zustimmung der Fachministerin
oder des Fachministers oder der Vertreterin oder des Vertreters.

(2) 1Die Verfassungsschutzbehörde unterrichtet die zustän-
digen Stellen über Art und Ausmaß von Bestrebungen und
Tätigkeiten nach Absatz 1. 2Die Unterrichtung soll die zustän-
digen Stellen in die Lage versetzen, die erforderlichen Ab-
wehrmaßnahmen zu treffen.

(3) Die Verfassungsschutzbehörde wirkt mit

1. bei der Sicherheitsüberprüfung von Personen nach Maß-
gabe des Niedersächsischen Sicherheitsüberprüfungsge-
setzes,

2. bei der Sicherheitsüberprüfung von Personen, die an sicher-
heitsempfindlichen Stellen von lebens- oder verteidigungs-
wichtigen Einrichtungen beschäftigt sind oder werden
sollen,

3. bei technischen Sicherheitsmaßnahmen zum Schutz von
im öffentlichen Interesse geheimhaltungsbedürftigen Tat-
sachen, Gegenständen oder Erkenntnissen gegen die Kennt-
nisnahme durch Unbefugte,

4. bei der Überprüfung von Personen in sonstigen gesetzlich
vorgesehenen Fällen,

5. bei einer im öffentlichen Interesse liegenden Überprüfung
von Personen mit deren Einverständnis.

(4) 1Die Verfassungsschutzbehörde klärt die Öffentlichkeit
auf der Grundlage ihrer Auswertungsergebnisse durch zusam-
menfassende Berichte und andere Maßnahmen über Bestre-
bungen und Tätigkeiten nach Absatz 1 Satz 1 auf. 2Über
tatsächliche Anhaltspunkte für das Vorliegen solcher Bestre-
bungen und Tätigkeiten darf aufgeklärt werden, wenn die An-
haltspunkte unter Berücksichtigung der Interessen der oder
des Betroffenen hinreichend gewichtig sind. 3Zur Aufklärung
gehört ein jährlicher Verfassungsschutzbericht, in dem auch
die Summe der Haushaltsmittel sowie die Gesamtzahl der in
der Verfassungsschutzabteilung Tätigen nach Stellen und Be-
schäftigungsvolumen darzustellen sind. 4Ferner sind in dem
Bericht allgemein die Einholung von Auskünften nach § 5 a,
die Anwendung nachrichtendienstlicher Mittel, die Aus-
kunftsersuchen nach § 13 und die Strukturdaten der von der
Verfassungsschutzbehörde in Dateien im Sinne des § 6 Satz 1
des Bundesverfassungsschutzgesetzes gespeicherten Personen-
datensätze darzustellen.

§ 3 a

— aufgehoben —

§ 4

Begriffsbestimmungen

(1) 1Bestrebungen im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1, 3
und 4 sind politisch bestimmte, ziel- und zweckgerichtete
Verhaltensweisen in einem oder für einen Personenzusam-
menschluss. 2Für einen Personenzusammenschluss handelt,
wer ihn in seinen Bestrebungen nachdrücklich unterstützt.
3Verhaltensweisen von Einzelpersonen, die nicht in einem
oder für einen Personenzusammenschluss handeln, sind Be-
strebungen im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 3 oder 4,
wenn sie auf Anwendung von Gewalt gerichtet oder aufgrund
ihrer Wirkungsweise geeignet sind, ein Schutzgut dieses Ge-
setzes erheblich zu beschädigen.

(2) Im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 sind

1. Bestrebungen gegen den Bestand des Bundes oder eines
Landes:

solche, die darauf gerichtet sind, die Freiheit des Bundes
oder eines Landes von fremder Herrschaft aufzuheben,
ihre staatliche Einheit zu beseitigen oder ein zu ihnen ge-
hörendes Gebiet abzutrennen;

2. Bestrebungen gegen die Sicherheit des Bundes oder eines
Landes:

solche, die darauf gerichtet sind, den Bund, Länder oder
deren Einrichtungen in ihrer Funktionsfähigkeit erheblich
zu beeinträchtigen;

3. Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische
Grundordnung:

solche, die darauf gerichtet sind, einen der in Absatz 3 ge-
nannten Verfassungsgrundsätze zu beseitigen oder außer
Geltung zu setzen.

(3) Zur freiheitlichen demokratischen Grundordnung im
Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 zählen:

1. das Recht des Volkes, die Staatsgewalt in Wahlen und Ab-
stimmungen und durch besondere Organe der Gesetzge-
bung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung
auszuüben und die Volksvertretung in allgemeiner, unmit-
telbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl zu wählen,

2. die Bindung der Gesetzgebung an die verfassungsmäßige
Ordnung und die Bindung der vollziehenden Gewalt und
der Rechtsprechung an Gesetz und Recht,

3. das Recht auf Bildung und Ausübung einer parlamentari-
schen Opposition,

4. die Ablösbarkeit der Regierung und ihre Verantwortlich-
keit gegenüber der Volksvertretung,

5. die Unabhängigkeit der Gerichte,

6. der Ausschluss jeder Gewalt- und Willkürherrschaft und

7. die im Grundgesetz konkretisierten Menschenrechte.

(4) Eine Gefährdung auswärtiger Belange im Sinne des § 3
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 liegt nur dann vor, wenn die Gewalt inner-
halb der Bundesrepublik Deutschland angewendet oder vor-
bereitet wird und sie sich gegen die politische Ordnung oder
Einrichtungen anderer Staaten richtet oder richten soll.

(5) Gewalt im Sinne dieses Gesetzes ist die Anwendung kör-
perlichen Zwanges gegen Personen und die gewalttätige Ein-
wirkung auf Sachen.

(6) Sammlung von personenbezogenen Daten ist das Erhe-
ben im Sinne des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes.

Z w e i t e r  A b s c h n i t t

Befugnisse, nachrichtendienstliche Mittel, Datenverarbeitung

§ 5

Allgemeine Befugnisse

(1) 1Die Verfassungsschutzbehörde darf die zur Erfüllung
ihrer Aufgaben erforderlichen Informationen einschließlich
personenbezogener Daten erheben und weiter verarbeiten, so-
weit dieses Gesetz oder andere Rechtsvorschriften nicht be-
sondere Regelungen treffen. 2Voraussetzung für die Samm-
lung von Informationen im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 ist das
Vorliegen tatsächlicher Anhaltspunkte, die, insgesamt be-
trachtet und unter Einbeziehung nachrichtendienstlicher Er-
fahrungen, den Verdacht einer der in § 3 Abs. 1 Satz 1
genannten Bestrebungen oder Tätigkeiten rechtfertigen.

(2) 1Werden personenbezogene Daten bei Betroffenen mit
deren Kenntnis erhoben, so ist der Erhebungszweck anzuge-
ben, es sei denn, dass die Erhebung für Zwecke des Verfas-
sungsschutzes nicht bekannt werden darf. 2Die Betroffenen
sind auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben hinzuweisen.
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(3) Ist zum Zwecke der Sammlung von Informationen die
Weitergabe personenbezogener Daten unerlässlich, so dürfen
schutzwürdige Interessen der betroffenen Person nur im un-
vermeidbaren Umfang beeinträchtigt werden.

(4) 1Polizeiliche Befugnisse oder Weisungsbefugnisse stehen
der Verfassungsschutzbehörde zur Erfüllung ihrer Aufgaben
nicht zu. 2Sie darf die Polizei nicht um Maßnahmen ersuchen,
zu denen sie selbst nicht befugt ist, auch nicht im Wege der
Amtshilfe.

(5) 1Die Verfassungsschutzbehörde ist an die allgemeinen
Rechtsvorschriften gebunden. 2Bei der Sammlung und Verar-
beitung von Informationen hat sie von mehreren geeigneten
Maßnahmen diejenige zu wählen, die Betroffene voraussicht-
lich am wenigsten beeinträchtigt. 3Eine Maßnahme darf kei-
nen Nachteil herbeiführen, der erkennbar außer Verhältnis zu
dem beabsichtigten Erfolg steht.

§ 5 a

Besondere Auskunftspflichten

(1) 1Diejenigen, die geschäftsmäßig Postdienstleistungen er-
bringen oder Telemedien anbieten oder daran mitwirken, sind
verpflichtet, der Verfassungsschutzbehörde auf Anordnung
unentgeltlich Auskünfte über Daten zu erteilen, die für die Be-
gründung, inhaltliche Ausgestaltung, Änderung oder Beendi-
gung eines Vertragsverhältnisses über Postdienstleistungen
oder Telemedien gespeichert worden sind. 2Auskünfte dürfen
nur im Einzelfall und unter der Voraussetzung eingeholt wer-
den, dass sie zur Erfüllung der Aufgaben nach § 3 Abs. 1 Satz 1
erforderlich sind.

(2) 1Luftfahrtunternehmen sind verpflichtet, der Verfas-
sungsschutzbehörde auf Anordnung unentgeltlich Auskünfte
zu Namen und Anschriften von Kundinnen und Kunden so-
wie zur Inanspruchnahme und den Umständen von Trans-
portleistungen, insbesondere zum Zeitpunkt von Abfertigung
und Abflug und zum Buchungsweg, zu erteilen. 2Auskünfte
dürfen nur im Einzelfall und unter der Voraussetzung einge-
holt werden, dass sie zur Erfüllung der Aufgaben nach § 3
Abs. 1 Satz 1 erforderlich sind und dass tatsächliche Anhalts-
punkte für eine schwerwiegende Gefahr für ein in § 3 Abs. 1
Satz 1 genanntes Schutzgut vorliegen.

(3) 1Kreditinstitute, Finanzdienstleistungsinstitute und Fi-
nanzunternehmen sind verpflichtet, der Verfassungsschutz-
behörde auf Anordnung unentgeltlich Auskünfte zu Konten
und Geldanlagen, insbesondere zu Kontoständen, Zahlungs-
ein- und -ausgängen und sonstigen Geldbewegungen, sowie
zu Kontoinhaberinnen, Kontoinhabern, sonstigen Berechtig-
ten und weiteren am Zahlungsverkehr Beteiligten zu erteilen.
2Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) 1Diejenigen, die geschäftsmäßig Postdienstleistungen er-
bringen oder daran mitwirken, sind auch verpflichtet, der
Verfassungsschutzbehörde auf Anordnung unentgeltlich Aus-
künfte zu Namen und Anschriften von Absendern und Emp-
fängern, Größe und Gewicht von Postsendungen sowie zu
sonstigen Umständen des Postverkehrs zu erteilen. 2Absatz 2
Satz 2 gilt entsprechend.

(5) 1Diejenigen, die geschäftsmäßig Telemedien anbieten
oder daran mitwirken, sind auch verpflichtet, der Verfas-
sungsschutzbehörde auf Anordnung unentgeltlich Auskünfte
zu 

1. Merkmalen zur Identifikation der Nutzerin oder des Nut-
zers von Telemedien,

2. Angaben über Beginn und Ende sowie über den Umfang
der jeweiligen Nutzung und

3. Angaben über die von der Nutzerin oder dem Nutzer in
Anspruch genommenen Telemedien

zu erteilen. 2Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(6) 1Diejenigen, die geschäftsmäßig Telekommunikations-
dienste erbringen oder daran mitwirken, sind verpflichtet, der
Verfassungsschutzbehörde auf Anordnung unentgeltlich Aus-
künfte zu Verkehrsdaten nach § 96 Abs. 1 Nrn. 1 bis 4 und
§ 113 a des Telekommunikationsgesetzes und sonstigen zum
Aufbau und zur Aufrechterhaltung der Telekommunikation
notwendigen Verkehrsdaten zu erteilen. 2Auskünfte dürfen
nur im Einzelfall zur Erfüllung der Aufgaben nach § 3 Abs. 1
Satz 1 und unter den Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 des
Artikel 10-Gesetzes eingeholt werden.

(7) Auskünfte nach den Absätzen 2, 3 und 5 dürfen nur
über Personen eingeholt werden, bei denen tatsächliche An-
haltspunkte dafür vorliegen, dass sie die schwerwiegende Ge-
fahr nachdrücklich fördern oder bei denen aufgrund
bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass sie die Leistung
für solche Personen in Anspruch nehmen.

(8) Auskünfte nach Absatz 4 dürfen nur über Personen ein-
geholt werden, bei denen tatsächliche Anhaltspunkte dafür
vorliegen, dass sie die schwerwiegende Gefahr nachdrücklich
fördern oder bei denen aufgrund bestimmter Tatsachen anzu-
nehmen ist, dass sie für solche Personen bestimmte oder von
diesen herrührende Postsendungen entgegennehmen oder
weitergeben.

(9) Auskünfte nach Absatz 6 dürfen nur über Personen ein-
geholt werden, bei denen

1. tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht bestehen,
dass sie eine Straftat nach § 3 Abs. 1 des Artikel 10-Gesetzes
planen, begehen oder begangen haben,

2. aufgrund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass sie
über ihren Teilnehmeranschluss für Personen nach Num-
mer 1 bestimmte oder von ihnen herrührende Mitteilun-
gen entgegennehmen oder weitergeben, oder 

3. aufgrund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass Per-
sonen nach Nummer 1 deren Teilnehmeranschluss nut-
zen.

§ 5 b

Verfahrensvorschriften für Besondere Auskunftspflichten

(1) 1Anordnungen nach § 5 a Abs. 2 bis 6 werden von der
Leiterin oder dem Leiter der Verfassungsschutzabteilung oder
der Vertreterin oder dem Vertreter schriftlich beantragt. 2Die
Anordnungen trifft die Fachministerin oder der Fachminister
oder die Vertreterin oder der Vertreter. 3Die Anordnung der
Erteilung einer Auskunft über künftig anfallende Daten ist auf
höchstens drei Monate zu befristen. 4Die Verlängerung dieser
Anordnung um jeweils nicht mehr als drei Monate ist auf An-
trag zulässig. 5Auskunftsersuchen nach § 5 a und die übermit-
telten Daten dürfen weder den Betroffenen noch Dritten vom
Auskunftsgeber mitgeteilt werden.

(2) 1Anordnungen nach § 5 a Abs. 2 bis 6 sowie deren Ver-
längerungen bedürfen der Zustimmung der nach § 2 Abs. 1
des Niedersächsischen Gesetzes zur Ausführung des Artikel
10-Gesetzes (Nds. AG G 10) bestehenden Kommission (G 10-
Kommission). 2Bei Gefahr im Verzuge kann die Fachministe-
rin oder der Fachminister oder die Vertreterin oder der Vertreter
anordnen, dass die Anordnung vor der Zustimmung der G 10-
Kommission vollzogen wird. 3In diesem Fall ist die nachträgli-
che Zustimmung unverzüglich einzuholen.

(3) 1Die G 10-Kommission prüft im Rahmen der Erteilung
der Zustimmung nach Absatz 2 Satz 1 sowie aufgrund von Be-
schwerden die Zulässigkeit und Notwendigkeit der Einholung
von Auskünften nach § 5 a Abs. 2 bis 6. 2§ 4 Abs. 2 Nds. AG G
10 ist entsprechend anzuwenden. 3Anordnungen über Aus-
künfte, die die G 10-Kommission für unzulässig oder nicht
notwendig erklärt, hat die Fachministerin oder der Fachmini-
ster oder die Vertreterin oder der Vertreter unverzüglich auf-
zuheben; die bereits erhobenen Daten dürfen nicht verwendet
werden und sind unverzüglich zu löschen. 4Wird die nach-
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trägliche Zustimmung im Fall des Absatzes 2 Satz 2 versagt,
so ist Satz 3 entsprechend anzuwenden.

(4) 1Für die aufgrund von Anordnungen nach § 5 a Abs. 2
bis 6 erhobenen personenbezogenen Daten gelten die §§ 4
und 12 Abs. 1 und 3 des Artikel 10-Gesetzes sowie § 4 Abs. 5
und 6 Nds. AG G 10 entsprechend. 2Soweit aufgrund von An-
ordnungen nach § 5 a Abs. 1 bei denjenigen, die geschäftsmäßig
Telemedien anbieten oder daran mitwirken, personenbezoge-
ne Daten erhoben worden sind, gilt für die Unterrichtung der
Betroffenen § 6 Abs. 9.

(5) 1Das Fachministerium unterrichtet im Abstand von
höchstens sechs Monaten den Ausschuss für Angelegenheiten
des Verfassungsschutzes über die Durchführung des § 5 a
Abs. 2 bis 6; dabei ist insbesondere ein Überblick über Anlass,
Umfang, Dauer, Ergebnis und Kosten der im Berichtszeitraum
durchgeführten Maßnahmen zu geben. 2Der Ausschuss erstat-
tet dem Landtag jährlich einen Bericht über die Durchführung
sowie Art, Umfang und Anordnungsgründe der Maßnahmen
nach § 5 a Abs. 2 bis 6.

(6) Das Fachministerium unterrichtet das Parlamentarische
Kontrollgremium des Bundes jährlich über die nach § 5 a Abs. 2
bis 6 durchgeführten Maßnahmen; dabei ist ein Überblick
über Anlass, Umfang, Dauer, Ergebnis und Kosten der im
Berichtszeitraum durchgeführten Maßnahmen zu geben.

(7) Das Grundrecht des Brief-, Post- und Fernmeldegeheim-
nisses (Artikel 10 des Grundgesetzes) wird nach Maßgabe der
Absätze 1 bis 4 sowie des § 5 a Abs. 4 bis 9 eingeschränkt.

§ 6

Informationsbeschaffung 
mit nachrichtendienstlichen Mitteln

(1) 1Die Verfassungsschutzbehörde darf zur heimlichen In-
formationsbeschaffung, insbesondere zur heimlichen Erhe-
bung personenbezogener Daten, nur folgende nachrichten-
dienstliche Mittel anwenden:

1. Inanspruchnahme von Vertrauensleuten, sonstigen ge-
heimen Informantinnen und Informanten und Gewährs-
personen, vorbehaltlich Satz 2;

2. Einsatz von verdeckt ermittelnden Beamtinnen und Be-
amten;

3. Observationen, auch mit besonderen für Observations-
zwecke bestimmten technischen Mitteln;

4. Bildaufzeichnungen;

5. verdeckte Ermittlungen und Befragungen;

6. heimliches Mithören ohne Inanspruchnahme technischer
Mittel;

7. heimliches Mithören und Aufzeichnen des nicht öffent-
lich gesprochenen Wortes unter Einsatz technischer Mittel;

8. Beobachtung des Funkverkehrs auf nicht für den allge-
meinen Empfang bestimmten Kanälen;

9. Verwendung fingierter biografischer, beruflicher oder ge-
werblicher Angaben (Legenden) mit Ausnahme solcher
beruflicher Angaben, die sich auf die in Satz 2 genannten
Personen beziehen;

10. Beschaffung, Herstellung und Verwendung von Tarnpa-
pieren und Tarnkennzeichen;

11. Überwachung des Brief-, Post- und Fernmeldeverkehrs
nach Maßgabe des Artikel 10-Gesetzes;

12. technische Mittel, mit denen zur Ermittlung der Geräte-
und der Kartennummern aktiv geschaltete Mobilfunk-
endeinrichtungen zur Datenabsendung an eine Stelle außer-
halb des Telekommunikationsnetzes veranlasst werden.

2Die nachrichtendienstlichen Mittel dürfen auch angewendet
werden, wenn Dritte unvermeidbar betroffen werden.

(2) Die Mittel nach Absatz 1 dürfen nur angewendet wer-
den, wenn

1. sich ihr Einsatz gegen Personenzusammenschlüsse, in ih-
nen oder für sie tätige Personen oder gegen Einzelpersonen
richtet, bei denen tatsächliche Anhaltspunkte für den Ver-
dacht von Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1
Satz 1 vorliegen,

2. sich ihr Einsatz gegen Personen richtet, von denen auf-
grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass sie für
eine der in Nummer 1 genannten Personen bestimmte
oder von ihr herrührende Mitteilungen entgegennehmen
oder weitergeben,

3. ihr Einsatz gegen andere als die in den Nummern 1 und 2
genannten Personen unumgänglich ist, um Erkenntnisse
über sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätig-
keiten für eine fremde Macht oder über Bestrebungen zu
gewinnen, die sich unter Anwendung von Gewalt oder
durch darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen gegen
die in § 3 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1 und 3 genannten Schutz-
güter wenden,

4. durch sie die zur Erforschung von Bestrebungen oder Tä-
tigkeiten nach § 3 Abs. 1 Satz 1 erforderlichen Quellen in
den in Nummer 1 genannten Personenzusammenschlüs-
sen gewonnen oder überprüft werden können oder

5. dies zum Schutz der in der Verfassungsschutzabteilung
Tätigen, der Einrichtungen und Gegenstände der Verfas-
sungsschutzabteilung und der Quellen der Verfassungs-
schutzbehörde vor Bestrebungen gegen die Sicherheit des
Bundes oder eines Landes oder vor sicherheitsgefährden-
den oder geheimdienstlichen Tätigkeiten für eine fremde
Macht erforderlich ist.

(3) 1Bei der Anwendung der Mittel nach Absatz 1 dürfen
keine Straftaten begangen werden. 2Es dürfen nur folgende
Straftatbestände verwirklicht werden:

1. § 84 Abs. 2, § 85 Abs. 2, § 86 Abs. 1, §§ 86 a, 98, 99, 129 a,
129 b Abs. 1 Satz 1, soweit er auf § 129 a verweist, §§ 267,
271 und 273 des Strafgesetzbuchs,

2. §§ 23, 27 Abs. 2 Nrn. 1, 2 und 3 Buchst. b und c und § 28
des Versammlungsgesetzes sowie

3. § 20 des Vereinsgesetzes.
3Dabei darf weder auf die Gründung einer strafbaren Vereini-
gung hingewirkt noch eine steuernde Einflussnahme auf sie
ausgeübt werden. 4Erlaubt sind nur solche Handlungen, die
unter besonderer Beachtung des Übermaßverbots unumgäng-
lich sind.

(4) 1Eine Informationsbeschaffung mit den Mitteln nach Ab-
satz 1 ist unzulässig, wenn die Erforschung des Sachverhalts
auf andere, die Betroffenen weniger beeinträchtigende Weise
möglich ist; dies ist in der Regel anzunehmen, wenn die Infor-
mation aus allgemein zugänglichen Quellen oder durch ein
Ersuchen nach § 15 Abs. 3 gewonnen werden kann. 2Die An-
wendung eines Mittels nach Absatz 1 darf nicht erkennbar au-
ßer Verhältnis zur Bedeutung des aufzuklärenden Sachver-
halts stehen, insbesondere nicht außer Verhältnis zu der Ge-
fahr, die von der jeweiligen Bestrebung oder Tätigkeit nach
§ 3 Abs. 1 Satz 1 ausgeht oder ausgehen kann. 3Die Maßnah-
me ist unverzüglich zu beenden, wenn ihr Zweck erreicht ist
oder sich Anhaltspunkte dafür ergeben, dass er nicht oder
nicht auf diese Weise erreicht werden kann.

(5) 1Die Anwendung der Mittel nach Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1,
2 und 4 bedarf der Anordnung durch die Leiterin oder den
Leiter der Verfassungsschutzabteilung oder die Vertreterin
oder den Vertreter. 2Dies gilt auch für Mittel nach Absatz 1
Satz 1 Nr. 3, wenn diese innerhalb einer Woche insgesamt
länger als 24 Stunden oder über einen Zeitraum von einer
Woche hinaus durchgeführt werden sollen (längerfristige Ob-
servation) oder besondere für Observationszwecke bestimmte
technische Mittel eingesetzt werden.
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(6) 1Die mit Mitteln nach Absatz 1 erhobenen personenbe-
zogenen Daten dürfen nur für den Zweck gespeichert, verän-
dert und genutzt werden, zu dem sie erhoben worden sind.
2Eine Speicherung, Veränderung, Übermittlung oder Nutzung
zu anderen Zwecken ist nur zulässig, wenn das zur Erhebung
verwendete Mittel auch für den anderen Zweck hätte ange-
wendet werden dürfen und die Daten im Fall der Übermitt-
lung zur Erfüllung der Aufgaben des Empfängers erforderlich
sind. 3Sind mit den Daten nach Satz 1 sonstige Daten der be-
troffenen Personen oder von Dritten so verbunden, dass eine
Trennung nicht oder nur mit unverhältnismäßigem Aufwand
möglich ist, so dürfen sie gemeinsam mit den Daten nach Satz 1
gespeichert und übermittelt werden; sie sind zu sperren.

(7) 1Werden den in Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2 genannten
Personen Daten aus dem Kernbereich privater Lebensgestal-
tung bekannt, so dürfen diese nicht gespeichert, verändert
oder genutzt werden; sie sind unverzüglich zu löschen. 2Die
Tatsache, dass Daten aus dem Kernbereich privater Lebensge-
staltung erhoben wurden, und die Löschung der Daten sind
zu dokumentieren.

(8) 1Personenbezogene Daten, die durch Maßnahmen nach
Absatz 1 erhoben wurden, sind entsprechend zu kennzeich-
nen. 2Sie dürfen an eine andere Stelle nur übermittelt werden,
wenn diese die Kennzeichnung aufrechterhält.

(9) 1Die Verfassungsschutzbehörde hat die Betroffenen über
eine Maßnahme nach Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1, 2, 4 und 7 nach
ihrer Beendigung zu unterrichten. 2Das gilt auch für eine
Maßnahme nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3, wenn es sich um eine
längerfristige Observation handelt oder besondere für Obser-
vationszwecke bestimmte technische Mittel eingesetzt wer-
den. 3Die Unterrichtung wird zurückgestellt, solange

1. eine Gefährdung des Zwecks der Maßnahme nicht ausge-
schlossen werden kann,

2. durch das Bekanntwerden der Maßnahme Leib, Leben,
Freiheit oder ähnlich schutzwürdige Belange einer Person
gefährdet werden,

3. ihr überwiegende schutzwürdige Belange einer anderen
betroffenen Person entgegenstehen oder

4. durch das Bekanntwerden der Maßnahme die weitere Ver-
wendung der in Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2 genannten
Personen gefährdet wird.

4In der Unterrichtung ist auf die Rechtsgrundlage der Maß-
nahme und das Auskunftsrecht nach § 13 hinzuweisen. 5Die
Zurückstellung der Unterrichtung über eine Maßnahme ist
spätestens nach Ablauf von zwei Jahren unter Angabe des
Grundes der oder dem Landesbeauftragten für den Daten-
schutz mitzuteilen. 6Einer Unterrichtung bedarf es endgültig
nicht, wenn

1. die Voraussetzung der Zurückstellung auch fünf Jahre
nach Beendigung der Maßnahme noch nicht entfallen ist,

2. sie mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit auch
in Zukunft nicht entfallen wird,

3. die Voraussetzungen für eine Löschung vorliegen und

4. die oder der Landesbeauftragte für den Datenschutz zu-
stimmt.

(10) 1Die Maßnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nrn. 1 bis 4 dür-
fen sich nicht gegen Personen richten, die in Strafverfahren
aus beruflichen Gründen zur Verweigerung des Zeugnisses
berechtigt sind (§§ 53 und 53 a der Strafprozessordnung —
StPO), soweit Sachverhalte betroffen sind, auf die sich ihr
Zeugnisverweigerungsrecht bezieht. 2Die Verfassungsschutz-
behörde darf solche Personen nicht von sich aus nach Absatz 1
Satz 1 Nr. 1 in Anspruch nehmen.

(11) 1Tarnpapiere und Tarnkennzeichen dürfen auch zu
dem in Absatz 2 Nr. 5 genannten Zweck hergestellt und ver-

wendet werden. 2Die Behörden des Landes, der Gemeinden
und der Landkreise sind verpflichtet, der Verfassungsschutz-
behörde technische Hilfe für Tarnungsmaßnahmen (Absatz 1
Satz 1 Nr. 10) zu leisten.

(12) 1Die näheren Voraussetzungen für die Anwendung der
Mittel nach Absatz 1 und die Zuständigkeit für ihre Anord-
nung sind in Dienstvorschriften des Fachministeriums umfas-
send zu regeln. 2Vor Erlass solcher Dienstvorschriften ist der
Ausschuss für Angelegenheiten des Verfassungsschutzes recht-
zeitig zu unterrichten.

§ 6 a

Einsatz technischer Mittel in Wohnungen

(1) 1Der Einsatz technischer Mittel zur Informationsbeschaf-
fung aus Wohnungen ist nur zulässig zur Abwehr der Gefahr,
dass jemand eine besonders schwerwiegende Straftat begehen
wird, die im Einzelfall geeignet ist, eines der in § 3 Abs. 1 Satz 1
genannten Schutzgüter zu gefährden. 2Besonders schwerwie-
gende Straftaten sind

1. Straftaten des Friedensverrats und des Hochverrats nach
den §§ 80, 81 und 82 des Strafgesetzbuchs,

2. Straftaten des Landesverrats und der Gefährdung der äuße-
ren Sicherheit nach den §§ 94, 95 Abs. 3 und § 96 Abs. 1,
jeweils auch in Verbindung mit § 97 b, sowie nach den
§§ 97 a, 98 Abs. 1 Satz 2, § 99 Abs. 2 und den §§ 100,
100 a Abs. 4 des Strafgesetzbuchs,

3. Bildung terroristischer Vereinigungen nach § 129 a, ausge-
nommen die Fälle des § 129 a Abs. 3, jeweils auch in Ver-
bindung mit § 129 b, des Strafgesetzbuchs,

4. Straftaten gegen das Leben nach den §§ 211 und 212 des
Strafgesetzbuchs,

5. Völkermord nach § 6 des Völkerstrafgesetzbuchs,

6. Straftaten gegen die persönliche Freiheit nach den §§ 234,
234 a Abs. 1, §§ 239 a und 239 b des Strafgesetzbuchs, 

7. Gemeingefährliche Straftaten nach den §§ 306 a, 306 b,
307 Abs. 1 und 2, § 308 Abs. 1, § 309 Abs. 1, § 310 Abs. 1
Nr. 1, § 313 Abs. 1, § 314 Abs. 1, § 315 Abs. 3, § 316 b
Abs. 3 und § 316 c des Strafgesetzbuchs sowie

8. Straftaten nach § 19 Abs. 2 Nr. 2 und § 20 Abs. 1, jeweils
auch in Verbindung mit § 21, des Gesetzes über die Kon-
trolle von Kriegswaffen.

3Die Maßnahme ist nur zulässig, wenn die Erforschung des
Sachverhalts auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich
erschwert wäre.

(2) 1Die Maßnahme darf sich nur gegen die verdächtige Per-
son richten und nur in der Wohnung der verdächtigen Person
durchgeführt werden. 2In der Wohnung einer anderen Person
ist die Maßnahme nur zulässig, wenn Tatsachen die Annah-
me rechtfertigen, dass die verdächtige Person sich dort aufhält
und die Maßnahme in der Wohnung der verdächtigen Person
nicht möglich oder allein zur Erforschung des Sachverhalts
nicht ausreichend ist. 3Die Maßnahme darf nicht in einer
Wohnung durchgeführt werden, die von einer nach § 53 oder
§ 53 a StPO zur Verweigerung des Zeugnisses berechtigten
Person zur Ausübung ihres Berufs genutzt wird.

(3) 1Die Maßnahme darf nur angeordnet werden, soweit auf-
grund tatsächlicher Anhaltspunkte, insbesondere zu der Art
der zu überwachenden Räumlichkeiten und zum Verhältnis
der zu überwachenden Personen zueinander, anzunehmen
ist, dass durch die Überwachung Vorgänge, die dem Kernbe-
reich privater Lebensgestaltung zuzurechnen sind, nicht er-
fasst werden. 2Gespräche in Betriebs- oder Geschäftsräumen
sind in der Regel nicht dem Kernbereich privater Lebensge-
staltung zuzurechnen.
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(4) 1Die Maßnahme ist unverzüglich zu unterbrechen, wenn
sich Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Kernbereich pri-
vater Lebensgestaltung von der Datenerhebung erfasst wird.
2Werden durch die Maßnahme Daten aus dem Kernbereich
privater Lebensgestaltung erfasst, so dürfen diese nicht gespei-
chert, verändert oder genutzt werden; entsprechende Auf-
zeichnungen sind unverzüglich zu löschen. 3Die Tatsache,
dass Daten aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung er-
hoben wurden, und die Löschung der Daten sind zu doku-
mentieren.

(5) Der Einsatz technischer Mittel zur Informationsbeschaf-
fung aus Wohnungen ist auch zulässig, soweit dieser Einsatz
zur Abwehr einer Gefahr für Leben, Gesundheit oder Freiheit
der bei einem Einsatz in Wohnungen tätigen Personen uner-
lässlich ist.

§ 6 b

Verfahrensvorschriften für den Einsatz technischer Mittel 
in Wohnungen

(1) 1Maßnahmen nach § 6 a Abs. 1 Satz 1 bedürfen der rich-
terlichen Anordnung. 2Zuständig ist das Amtsgericht, in des-
sen Bezirk die Verfassungsschutzbehörde ihren Sitz hat. 3Die
Anordnung ist auf höchstens einen Monat zu befristen. 4Sie
ergeht schriftlich. 5Sie muss die Person, gegen die sich die
Maßnahme richtet, Art und Umfang der zu erhebenden Daten
sowie die betroffenen Wohnungen bezeichnen und ist zu be-
gründen. 6Das gerichtliche Verfahren richtet sich nach den
Vorschriften des Niedersächsischen Gesetzes über die freiwil-
lige Gerichtsbarkeit. 7Gegen eine Entscheidung, durch welche
der Antrag der Verfassungsschutzbehörde abgelehnt wird,
steht dieser die Beschwerde zu. 8Die Anordnung kann um je-
weils höchstens einen weiteren Monat verlängert werden. 9Ist
die Dauer der Anordnung einer Maßnahme auf insgesamt
sechs Monate verlängert worden, so entscheidet über weitere
Verlängerungen das Landgericht; über eine Beschwerde ent-
scheidet das Oberlandesgericht.

(2) 1Bei Gefahr im Verzuge kann die Leiterin oder der Leiter
der Verfassungsschutzabteilung oder die Vertreterin oder der
Vertreter die Maßnahme anordnen. 2Absatz 1 Sätze 3 bis 5 gilt
entsprechend; in der Begründung ist auch darzulegen, dass
Gefahr im Verzuge vorliegt. 3Eine richterliche Bestätigung der
Anordnung ist unverzüglich zu beantragen. 4Die Anordnung
nach Satz 1 tritt spätestens mit Ablauf des dritten Tages nach
ihrem Erlass außer Kraft, wenn sie bis dahin nicht bestätigt
wird; die bereits erhobenen Daten dürfen nicht gespeichert,
verändert, übermittelt oder genutzt werden und sind unver-
züglich zu löschen.

(3) 1Der Vollzug der Anordnung erfolgt unter Aufsicht einer
oder eines in der Verfassungsschutzabteilung Tätigen, die
oder der die Befähigung zum Richteramt hat. 2Liegen die Vor-
aussetzungen der Anordnung nicht mehr vor, so ist die Maß-
nahme unverzüglich zu beenden.

(4) 1Gegen die Anordnung der Maßnahme steht der betroffe-
nen Person nur die sofortige Beschwerde zu. 2Die Frist beginnt
mit Zugang der Unterrichtung nach § 6 Abs. 9. 3In der Unter-
richtung ist auf die Möglichkeit nachträglichen Rechtsschut-
zes und die dafür vorgesehene Frist hinzuweisen. 4Die
sofortige weitere Beschwerde ist nur statthaft, wenn das Land-
gericht sie wegen der grundsätzlichen Bedeutung zulässt oder
das Landgericht die Anordnung im Beschwerdeverfahren er-
lassen hat.

(5) 1Maßnahmen nach § 6 a Abs. 5 bedürfen der Anordnung
durch die Leiterin oder den Leiter der Verfassungsschutzabtei-
lung oder durch die Vertreterin oder den Vertreter. 2Absatz 1
Sätze 4 und 5 sowie Absatz 3 gelten entsprechend.

(6) 1Daten, die aufgrund einer Anordnung nach § 6 a Abs. 5
erhoben worden sind, dürfen zu anderen als den dort genann-
ten Zwecken unter den Voraussetzungen des § 6 Abs. 6 Satz 2
gespeichert, verändert, übermittelt und genutzt werden, wenn
zuvor die Rechtmäßigkeit der Maßnahme richterlich festge-
stellt ist; Absatz 1 Sätze 2, 6 und 7 gilt entsprechend. 2Wird
die Rechtmäßigkeit der Maßnahme nicht richterlich festge-

stellt, so dürfen die bereits erhobenen Daten nicht gespei-
chert, verändert und genutzt werden; sie sind unverzüglich zu
löschen. 3§ 4 Abs. 1 des Artikel 10-Gesetzes gilt entsprechend.

(7) Von einer Maßnahme nach § 6 a Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 5
ist der Ausschuss für Angelegenheiten des Verfassungsschut-
zes in der nächsten nach der Anordnung stattfindenden Sit-
zung zu unterrichten.

(8) 1Nach Beendigung einer Maßnahme nach § 6 a Abs. 1
Satz 1 oder Abs. 5 teilt das Fachministerium abweichend von
§ 6 Abs. 9 Satz 5 dem Ausschuss für Angelegenheiten des Ver-
fassungsschutzes innerhalb von sechs Monaten die Unterrich-
tung der Betroffenen oder die Gründe für eine Zurückstellung
nach § 6 Abs. 9 Satz 3 mit. 2Dem Ausschuss sind jeweils nach
einem Jahr eine weitere Zurückstellung der Unterrichtung
und deren Gründe mitzuteilen. 3Soll die Unterrichtung end-
gültig unterbleiben, so bedarf es abweichend von § 6 Abs. 9
Satz 6 Nr. 4 der Zustimmung des Ausschusses.

(9) Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Ar-
tikel 13 des Grundgesetzes) wird nach Maßgabe der Absätze 1
bis 6 sowie des § 6 a eingeschränkt.

§ 6 c

Verfahrensvorschriften für das heimliche Mithören 
und Aufzeichnen des nicht öffentlich gesprochenen Wortes 

unter Einsatz technischer Mittel

(1) Für die Anordnung des Einsatzes eines nachrichten-
dienstlichen Mittels nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 außerhalb
einer Wohnung gilt § 5 b Abs. 1 bis 3 entsprechend.

(2) 1Werden durch eine Maßnahme nach Absatz 1 Daten
aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung erfasst, so
dürfen diese nicht gespeichert, verändert oder genutzt werden;
entsprechende Aufzeichnungen sind unverzüglich zu löschen.
2Die Tatsache, dass Daten aus dem Kernbereich privater Le-
bensgestaltung erhoben wurden, und die Löschung der Daten
sind zu dokumentieren.

(3) Für personenbezogene Daten, die durch Maßnahmen
nach Absatz 1 erhoben wurden, gelten die §§ 4 und 12 Abs. 1
und 3 des Artikel 10-Gesetzes sowie § 4 Abs. 5 und 6 Nds. AG
G 10 entsprechend; § 6 Abs. 6, 8 und 9 findet keine Anwen-
dung.

(4) Das Fachministerium unterrichtet den Ausschuss für
Angelegenheiten des Verfassungsschutzes im Abstand von
höchstens sechs Monaten über Maßnahmen nach Absatz 1.

§ 6 d

Einsatz technischer Mittel nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 12

(1) 1Technische Mittel nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 12 darf die
Verfassungsschutzbehörde zur Erfüllung ihrer Aufgaben nach
§ 3 Abs. 1 Satz 1 einsetzen, wenn tatsächliche Anhaltspunkte
für eine schwerwiegende Gefahr für ein in § 3 Abs. 1 Satz 1 ge-
nanntes Schutzgut vorliegen. 2Die Maßnahme ist nur zulässig,
wenn die Erforschung des Sachverhalts auf andere Weise aus-
sichtslos oder wesentlich erschwert wäre. 3Die Maßnahme
darf sich nur gegen Personen richten, bei denen tatsächliche
Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass sie die schwerwiegende
Gefahr nachdrücklich fördern. 4Gegen sonstige Personen darf
das Mittel eingesetzt werden, wenn aufgrund bestimmter Tat-
sachen anzunehmen ist, dass diese für Personen nach Satz 3
bestimmte oder von ihr herrührende Mitteilungen entgegen-
nehmen oder weitergeben oder dass ihre Mobilfunkendein-
richtungen von Personen nach Satz 3 benutzt werden. 5§ 5 b
Abs. 1 bis 3 gilt entsprechend.

(2) 1Für personenbezogene Daten, die durch Maßnahmen
nach Absatz 1 erhoben wurden, gelten die §§ 4 und 12 Abs. 1
und 3 des Artikel 10-Gesetzes sowie § 4 Abs. 5 und 6 Nds. AG
G 10 entsprechend; § 6 Abs. 6, 8 und 9 findet keine Anwen-
dung. 2§ 5 b Abs. 5 gilt entsprechend.

§ 7

— aufgehoben —
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§ 8

Speicherung, Veränderung und Nutzung 
personenbezogener Daten

(1) 1Die Verfassungsschutzbehörde darf zur Erfüllung ihrer
Aufgaben nach § 3 Abs. 1 Satz 1 personenbezogene Daten
speichern, verändern und nutzen, wenn

1. tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht bestehen,
dass die betroffene Person an Bestrebungen oder Tätigkei-
ten nach § 3 Abs. 1 Satz 1 beteiligt ist, und dies für die Be-
obachtung der Bestrebung oder Tätigkeit erforderlich ist,

2. dies für die Erforschung und Bewertung gewalttätiger Be-
strebungen nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1, 3 und 4 oder von
Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 erforderlich ist
oder

3. dies zur Schaffung nachrichtendienstlicher Zugänge zu
Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1 Satz 1 er-
forderlich ist.

2In Akten dürfen über Satz 1 Nr. 2 hinaus personenbezogene
Daten auch gespeichert, verändert und genutzt werden, wenn
dies sonst zur Erforschung und Bewertung von Bestrebungen
nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1, 3 und 4 erforderlich ist.

(2) Personenbezogene Daten dürfen nur dann in Dateien ge-
speichert werden, wenn sie aus Akten ersichtlich sind.

(3) Die Speicherung von personenbezogenen Daten aus der
engeren Persönlichkeitssphäre in Dateien ist unzulässig.

(4) Die Verfassungsschutzbehörde hat die Speicherungs-
dauer auf das für ihre Aufgabenerfüllung erforderliche Maß
zu beschränken.

§ 9

Speicherung, Veränderung und Nutzung 
personenbezogener Daten von Minderjährigen

(1) 1Die Verfassungsschutzbehörde darf unter den Voraus-
setzungen des § 8 Daten über das Verhalten Minderjähriger
aus der Zeit vor Vollendung des 14. Lebensjahres in Akten,
die zu ihrer Person geführt werden, nur speichern, verändern
oder nutzen, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür beste-
hen, dass die betroffene Person eine der in § 3 Abs. 1 des Ar-
tikel 10-Gesetzes genannten Straftaten plant, begeht oder be-
gangen hat. 2In Dateien dürfen Daten über das Verhalten Min-
derjähriger nur gespeichert, verändert oder genutzt werden,
wenn

1. die oder der Minderjährige zu dem Zeitpunkt, auf den sich
die Daten beziehen, das 14. Lebensjahr bereits vollendet
hatte und

2. tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht einer Tätig-
keit nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 oder einer Bestrebung
nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 3 oder 4 bestehen, die durch
Anwendung von Gewalt oder darauf gerichtete Vorberei-
tungshandlungen verfolgt wird.

(2) 1Die nach Absatz 1 über Personen vor Vollendung des
16. Lebensjahres gespeicherten Daten sind zwei Jahre nach
der Speicherung zu löschen, es sei denn, dass weitere Infor-
mationen im Sinne des § 3 Abs. 1 Satz 1 hinzugekommen
sind. 2Die nach Absatz 1 über Personen nach Vollendung des
16. und vor Vollendung des 18. Lebensjahres gespeicherten
Daten sind zwei Jahre nach der Speicherung auf die Erforder-
lichkeit einer weiteren Speicherung zu überprüfen. 3Sie sind
spätestens nach fünf Jahren zu löschen, es sei denn, dass nach
Eintritt der Volljährigkeit weitere Informationen über Bestre-
bungen oder Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1 Satz 1 hinzugekom-
men sind.

§ 10

Berichtigung, Löschung und Sperrung 
von personenbezogenen Daten in Dateien

(1) Die Verfassungsschutzbehörde hat die in Dateien gespei-
cherten personenbezogenen Daten zu berichtigen, wenn sie

unrichtig sind; sie hat sie zu ergänzen, wenn sie unvollständig
sind und dadurch schutzwürdige Interessen der betroffenen
Person beeinträchtigt sein können.

(2) 1Die Verfassungsschutzbehörde hat die in Dateien ge-
speicherten personenbezogenen Daten zu löschen, wenn

1. ihre Speicherung unzulässig war oder

2. ihre Kenntnis für die Aufgabenerfüllung nicht mehr erfor-
derlich ist.

2Die Löschung unterbleibt, wenn Grund zu der Annahme be-
steht, dass durch sie schutzwürdige Interessen von Betroffe-
nen beeinträchtigt würden. 3In diesem Fall sind die Daten zu
sperren. 4Sie dürfen nur noch mit Einwilligung der Betroffe-
nen weiterverarbeitet werden.

(3) 1Die Verfassungsschutzbehörde prüft bei der Einzelfall-
bearbeitung und nach festgesetzten Fristen, spätestens nach
fünf Jahren, ob gespeicherte personenbezogene Daten zu be-
richtigen oder zu ergänzen, zu löschen oder zu sperren sind.
2Gespeicherte personenbezogene Daten über Bestrebungen
nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 sind spätestens zehn Jahre, über
Bestrebungen nach Nr. 3 oder 4 spätestens 15 Jahre nach dem
Zeitpunkt der letzten Speicherung einer Information über Be-
strebungen und Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1 Satz 1 zu löschen.

(4) 1In den Fällen des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 2 und des Absat-
zes 3 Satz 2 tritt an die Stelle der Löschung der personenbezo-
genen Daten durch die Verfassungsschutzbehörde die Abgabe
an das Landesarchiv. 2Die Nutzung archivierter Daten durch
die Verfassungsschutzbehörde ist ausgeschlossen, solange die-
se nicht allgemein zugänglich sind.

(5) Personenbezogene Daten, die ausschließlich zu Zwecken
der Datenschutzkontrolle, der Datensicherung oder zur Sicher-
stellung eines ordnungsgemäßen Betriebes einer Datenverar-
beitungsanlage gespeichert werden, dürfen nur für diese
Zwecke oder zur Verfolgung von Straftaten nach dem Nieder-
sächsischen Datenschutzgesetz weiterverarbeitet werden.

§ 11

Berichtigung, Löschung und Sperrung 
von personenbezogenen Daten in Akten

(1) Stellt die Verfassungsschutzbehörde fest, dass in Akten
gespeicherte personenbezogene Daten unrichtig sind, oder
wird ihre Richtigkeit von Betroffenen bestritten, so ist dies in
der Akte zu vermerken.

(2) 1Für Akten, die zu einer bestimmten Person geführt wer-
den, gilt § 10 Abs. 2 und 3 entsprechend. 2Im Übrigen hat die
Verfassungsschutzbehörde personenbezogene Daten zu sper-
ren, wenn sie bei der Einzelfallbearbeitung feststellt, dass
ohne die Sperrung schutzwürdige Interessen von Betroffenen
beeinträchtigt würden, und die Daten für die künftige Aufga-
benerfüllung nicht mehr erforderlich sind. 3Gesperrte Daten
sind mit einem entsprechenden Vermerk zu versehen; sie dür-
fen nicht mehr weiterverarbeitet werden. 4Eine Aufhebung
der Sperrung ist möglich, wenn ihre Voraussetzungen nach-
träglich entfallen.

(3) 1Sind Akten der Verfassungsschutzbehörde für ihre Auf-
gabenerfüllung nicht mehr erforderlich, so tritt an die Stelle
ihrer Vernichtung die Abgabe an das Landesarchiv. 2Für Ak-
ten, die zu einer bestimmten Person geführt werden, oder an-
dere Akten, die personenbezogene Daten enthalten, gilt § 10
Abs. 4 Satz 2 entsprechend.

§ 12

Dateibeschreibungen

(1) 1Für jede Datei bei der Verfassungsschutzbehörde sind
in einer Dateibeschreibung festzulegen:

1. die Bezeichnung der Datei,

2. der Zweck der Datei,
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3. Inhalt, Umfang, Voraussetzungen und Rechtsgrundlage
der Speicherung, Übermittlung und Nutzung (betroffener
Personenkreis, Arten der Daten),

4. Überprüfungsfristen, Speicherungsdauer,

5. die nach dem Niedersächsischen Datenschutzgesetz erfor-
derlichen technischen und organisatorischen Maßnah-
men,

6. bei automatisierten Verfahren die Betriebsart des Verfahrens,
die Art der Geräte, die Stellen, bei denen sie aufgestellt
sind, sowie das Verfahren zur Übermittlung, Sperrung,
Löschung und Auskunftserteilung.

2Satz 1 gilt nicht für Dateien, die aus ausschließlich verarbei-
tungstechnischen Gründen vorübergehend vorgehalten wer-
den.

(2) Vor dem Erlass einer Dateibeschreibung ist die oder der
Landesbeauftragte für den Datenschutz anzuhören.

(3) 1Die Speicherung personenbezogener Daten ist auf das
erforderliche Maß zu beschränken. 2In angemessenen Abstän-
den ist die Notwendigkeit der Weiterführung oder Änderung
der Dateien zu überprüfen.

(4) In der Dateibeschreibung über personenbezogene Text-
dateien ist die Zugriffsberechtigung auf Personen zu be-
schränken, die unmittelbar mit Arbeiten in dem Gebiet be-
traut sind, dem die Textdateien zugeordnet sind; Auszüge aus
Textdateien dürfen nicht ohne die dazugehörenden erläutern-
den Unterlagen übermittelt werden.

D r i t t e r  A b s c h n i t t

Auskunft

§ 13

Auskunft an Betroffene

(1) 1Die Verfassungsschutzbehörde erteilt Betroffenen auf
Antrag unentgeltlich Auskunft über die zu ihrer Person ge-
speicherten Daten. 2Die Auskunftsverpflichtung erstreckt sich
nicht auf die Herkunft der Daten und die Empfänger von
Übermittlungen. 3Über Daten aus Akten, die nicht zur Person
der Betroffenen geführt werden, wird Auskunft nur erteilt, so-
weit die Daten, namentlich aufgrund von Angaben der Betrof-
fenen, mit angemessenem Aufwand auffindbar sind. 4Die
Verfassungsschutzbehörde bestimmt Verfahren und Form der
Auskunftserteilung nach pflichtgemäßem Ermessen.

(2) 1Die Auskunftserteilung kann nur abgelehnt werden, so-
weit

1. die Auskunft die öffentliche Sicherheit gefährden oder
sonst dem Wohl des Bundes oder eines Landes Nachteile
bereiten würde,

2. die Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung nach einer
Rechtsvorschrift oder wegen der berechtigten Interessen
von Dritten geheim gehalten werden müssen oder

3. durch die Auskunftserteilung Informationsquellen gefähr-
det würden oder die Ausforschung des Erkenntnisstandes
oder der Arbeitsweise der Verfassungsschutzbehörde zu
befürchten ist.

2Die Entscheidung trifft die Leiterin oder der Leiter der Verfas-
sungsschutzabteilung unter Abwägung der in Satz 1 Nrn. 1
bis 3 genannten Interessen mit dem Interesse der antragstel-
lenden Person an der Auskunftserteilung. 3Die Leiterin oder
der Leiter der Verfassungsschutzabteilung kann eine Mitarbei-
terin oder einen Mitarbeiter damit beauftragen, ebenfalls Ent-
scheidungen nach Satz 1 zu treffen.

(3) 1Die Ablehnung einer Auskunft bedarf keiner Begrün-
dung, soweit durch die Begründung der Zweck der Ableh-
nung gefährdet würde. 2Die Gründe der Ablehnung sind
aktenkundig zu machen. 3Wird der antragstellenden Person

keine Begründung für die Ablehnung der Auskunft gegeben,
so ist ihr die Rechtsgrundlage dafür zu nennen. 4Ferner ist sie
darauf hinzuweisen, dass sie sich an die Landesbeauftragte
oder den Landesbeauftragten für den Datenschutz wenden
kann. 5Der oder dem Landesbeauftragten ist auf Verlangen
Auskunft zu erteilen. 6Stellt die Fachministerin oder der Fach-
minister oder die Vertreterin oder der Vertreter, fest, dass
durch die Erteilung der Auskunft nach Satz 5 die Sicherheit
des Bundes oder eines Landes gefährdet würde, so darf die
Auskunft nur der oder dem Landesbeauftragten persönlich er-
teilt werden. 7Mitteilungen der oder des Landesbeauftragten
an die antragstellende Person dürfen keine Rückschlüsse auf
den Erkenntnisstand der Verfassungsschutzbehörde zulas-
sen, sofern diese nicht einer weitergehenden Mitteilung zu-
stimmt.

V i e r t e r  A b s c h n i t t

Informationsübermittlung

§ 14

Grenzen der Übermittlung personenbezogener Daten

Wird nach den Bestimmungen dieses Abschnitts um die
Übermittlung personenbezogener Daten ersucht, so dürfen
nur solche Daten übermittelt werden, die bei der ersuchten
Behörde oder Stelle bereits bekannt sind oder von ihr aus all-
gemein zugänglichen Quellen entnommen werden können.

§ 15

Übermittlung von Informationen 
an die Verfassungsschutzbehörde

(1) Die Behörden des Landes, insbesondere die Staatsan-
waltschaften und, vorbehaltlich der staatsanwaltschaftlichen
Sachleitungsbefugnis, die Polizeibehörden, sowie die der aus-
schließlichen Aufsicht des Landes unterstehenden Körper-
schaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts
unterrichten von sich aus die Verfassungsschutzbehörde über
die ihnen bekannt gewordenen Tatsachen, die sicherheitsge-
fährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten für eine fremde
Macht oder Bestrebungen in der Bundesrepublik Deutschland
erkennen lassen, die sich unter Anwendung von Gewalt oder
durch darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen gegen die
in § 3 Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1, 3 und 4 genannten Schutzgüter
wenden.

(2) Die Staatsanwaltschaften und, vorbehaltlich der staats-
anwaltschaftlichen Sachleitungsbefugnis, die Polizeibehör-
den sowie die Ausländerbehörden übermitteln darüber
hinaus von sich aus der Verfassungsschutzbehörde auch alle
anderen ihnen bekannt gewordenen Informationen ein-
schließlich personenbezogener Daten über Bestrebungen nach
§ 3 Abs. 1 Satz 1, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür be-
stehen, dass die Übermittlung für die Erfüllung der Aufgaben
der Verfassungsschutzbehörde erforderlich ist.

(3) 1Die Verfassungsschutzbehörde darf zur Erfüllung ihrer
Aufgaben die in Absatz 1 genannten Stellen um Übermittlung
der zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Informatio-
nen einschließlich personenbezogener Daten ersuchen, wenn
diese nicht aus allgemein zugänglichen Quellen oder nur mit
übermäßigem Aufwand oder nur durch eine die betroffene
Person stärker belastende Maßnahme erhoben werden kön-
nen. 2Die Ersuchen sind aktenkundig zu machen.

(4) 1Die Übermittlung personenbezogener Daten, die auf-
grund einer Maßnahme nach § 100 a StPO bekannt geworden
sind, ist nach den Absätzen 1 bis 3 nur zulässig, wenn tatsäch-
liche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass jemand eine der in
§ 3 des Artikel 10-Gesetzes genannten Straftaten plant, begeht
oder begangen hat. 2Auf die der Verfassungsschutzbehörde
nach Satz 1 übermittelten personenbezogenen Daten findet
§ 4 Abs. 1 und 2 Satz 1 sowie Abs. 4 bis 6 des Artikel 10-Gesetzes
entsprechende Anwendung.
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(5) 1Die Übermittlung personenbezogener Daten, die auf-
grund anderer strafprozessualer Zwangsmaßnahmen (§§ 94
bis 100, 100 c bis 111 p, 163 e und 163 f StPO) bekannt ge-
worden sind, ist nur zulässig, wenn tatsächliche Anhalts-
punkte für gewalttätige Bestrebungen nach § 3 Abs. 1 Satz 1
Nr. 1, 3 oder 4 oder von Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1 Satz 1
Nr. 2 bestehen. 2Die nach Satz 1 übermittelten personenbezo-
genen Daten dürfen nur zur Erforschung solcher Bestrebun-
gen oder Tätigkeiten genutzt werden.

§ 16

Registereinsicht

(1) Die Verfassungsschutzbehörde darf zur Gewinnung von
Informationen über gewalttätige Bestrebungen nach § 3 Abs. 1
Satz 1 Nr. 1, 3 oder 4 oder über Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1
Satz 1 Nr. 2 die von öffentlichen Stellen geführten Register,
insbesondere Grundbücher, Personenstandsbücher, Meldere-
gister, Personalausweisregister, Passregister, Führerscheinkar-
tei, Waffenscheinkartei, einsehen.

(2) 1Die Einsichtnahme ist nur zulässig, wenn

1. eine Übermittlung der Daten durch die registerführende
Stelle den Zweck der Maßnahme gefährden würde oder

2. die betroffene Person durch eine anderweitige Informati-
onsgewinnung unverhältnismäßig beeinträchtigt würde.

2Die Einsichtnahme ist unzulässig, wenn ihr eine gesetzliche
Geheimhaltungsvorschrift oder eine Pflicht zur Wahrung von
Berufsgeheimnissen entgegensteht.

(3) Die Einsichtnahme ordnet die Leiterin oder der Leiter
der Verfassungsschutzabteilung oder die Vertreterin oder der
Vertreter an.

(4) 1Die durch Einsichtnahme in Register gewonnenen Infor-
mationen dürfen nur zu den in Absatz 1 genannten Zwecken
verwendet werden. 2Gespeicherte Informationen sind zu löschen
und Unterlagen zu vernichten, sobald sie für diese Zwecke
nicht mehr erforderlich sind.

(5) 1Über jede Einsichtnahme ist ein gesonderter Nachweis
zu führen, aus dem ihr Zweck, das eingesehene Register und
die registerführende Stelle sowie die Namen der Betroffenen
hervorgehen, deren Daten für eine weitere Verarbeitung erfor-
derlich sind. 2Diese Nachweise sind gesondert aufzubewah-
ren, gegen unberechtigten Zugriff zu sichern und am Ende des
Kalenderjahres, das dem Jahr der Anfertigung folgt, zu ver-
nichten.

§ 17

Übermittlung personenbezogener Daten 
durch die Verfassungsschutzbehörde

(1) 1Die Verfassungsschutzbehörde darf personenbezogene
Daten an inländische Behörden übermitteln, wenn dies zur
Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist oder der Empfänger
die Daten zum Schutz der freiheitlichen demokratischen
Grundordnung oder sonst für Zwecke der öffentlichen Sicher-
heit oder der Strafverfolgung benötigt. 2Die Übermittlung ist
aktenkundig zu machen. 3Die empfangende Behörde darf die
übermittelten Daten, soweit gesetzlich nichts anderes be-
stimmt ist, nur zu dem Zweck weiterverarbeiten, zu dem sie
ihr übermittelt wurden.

(2) 1Die Verfassungsschutzbehörde darf personenbezogene
Daten an Dienststellen der alliierten Streitkräfte übermitteln,
soweit dies im Rahmen der Zusammenarbeit nach Artikel 3
des Zusatzabkommens vom 3. August 1959 zu dem Abkom-
men zwischen den Parteien des Nordatlantikvertrages vom
19. Juni 1951 über die Rechtsstellung ihrer Truppen hinsicht-
lich der in der Bundesrepublik Deutschland stationierten aus-
ländischen Truppen (BGBl. 1961 II S. 1183, 1218) erforder-
lich ist. 2Die Übermittlung ist aktenkundig zu machen.

(3) 1Die Verfassungsschutzbehörde darf personenbezogene
Daten im Einvernehmen mit dem Bundesamt für Verfassungs-

schutz an ausländische öffentliche Stellen sowie an über- und
zwischenstaatliche Stellen übermitteln, soweit die Übermitt-
lung in einem Gesetz, einem Rechtsakt der Europäischen Ge-
meinschaften oder einer internationalen Vereinbarung ge-
regelt ist. 2Eine Übermittlung darf auch erfolgen, wenn sie

1. zum Schutz von Leib oder Leben erforderlich ist oder

2. zur Erfüllung eigener Aufgaben, insbesondere in Fällen
grenzüberschreitender Tätigkeiten der Verfassungsschutz-
behörde, unumgänglich ist 

und im Empfängerland gleichwertige Datenschutzregelungen
gelten. 3Die Übermittlung unterbleibt, wenn ihr auswärtige
Belange der Bundesrepublik Deutschland oder überwiegende
schutzwürdige Interessen der Betroffenen, insbesondere de-
ren Schutz vor einer rechtsstaatswidrigen Verfolgung, entge-
genstehen. 4Die Übermittlung der von einer Ausländerbe-
hörde empfangenen personenbezogenen Daten unterbleibt, es
sei denn, die Übermittlung ist völkerrechtlich geboten. 5Die
Übermittlung ist aktenkundig zu machen. 6Die empfangende
Stelle darf die übermittelten Daten nur für den Zweck weiter-
verarbeiten, zu dem sie ihr übermittelt wurden. 7Sie ist auf die
Verarbeitungsbeschränkung und darauf hinzuweisen, dass
sich die Verfassungsschutzbehörde vorbehält, Auskunft über
die Verarbeitung der Daten zu verlangen.

(4) 1Personenbezogene Daten dürfen an einzelne Personen
oder an andere als die in den Absätzen 1 bis 3 genannten Stel-
len nicht übermittelt werden, es sei denn, dass dies zum
Schutz vor Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1
Satz 1 oder zur Gewährleistung der Sicherheit von lebens-
oder verteidigungswichtigen Einrichtungen (§ 1 Abs. 4 und 5
des Niedersächsischen Sicherheitsüberprüfungsgesetzes) er-
forderlich ist und die Fachministerin oder der Fachminister
oder die Vertreterin oder der Vertreter der Übermittlung zuge-
stimmt hat. 2Die Verfassungsschutzbehörde führt über jede
Übermittlung personenbezogener Daten nach Satz 1 einen ge-
sonderten Nachweis, aus dem der Zweck der Übermittlung,
ihre Veranlassung, die Aktenfundstelle und der Empfänger
hervorgehen. 3Die Nachweise sind gesondert aufzubewahren,
gegen unberechtigten Zugriff zu sichern und am Ende des Ka-
lenderjahres, das dem Jahr ihrer Anfertigung folgt, zu vernich-
ten. 4Der Empfänger darf die übermittelten Daten nur für den
Zweck weiterverarbeiten, zu dem sie ihm übermittelt wurden.
5Er ist auf die Verarbeitungsbeschränkung und darauf hinzu-
weisen, dass sich die Verfassungsschutzbehörde vorbehält,
Auskunft über die Verarbeitung der Daten zu verlangen. 6Die
Übermittlung der personenbezogenen Daten ist der betroffe-
nen Person durch die Verfassungsschutzbehörde mitzuteilen,
sobald eine Gefährdung der Aufgabenerfüllung durch die Mit-
teilung nicht mehr zu besorgen ist. 7Die Zustimmung nach
Satz 1 und das Führen eines Nachweises nach Satz 2 sind
nicht erforderlich, wenn personenbezogene Daten durch die
Verfassungsschutzbehörde zum Zweck von Datenerhebungen
an andere Stellen übermittelt werden.

§ 18

Übermittlung von Informationen 
durch die Verfassungsschutzbehörde 

an Strafverfolgungs- und Sicherheitsbehörden 
in Angelegenheiten des Staats- und Verfassungsschutzes

(1) Die Verfassungsschutzbehörde übermittelt den Staatsan-
waltschaften und, vorbehaltlich der staatsanwaltschaftlichen
Sachleitungsbefugnis, den Polizeibehörden von sich aus die
ihr bekannt gewordenen Informationen einschließlich perso-
nenbezogener Daten, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür
bestehen, dass die Übermittlung zur Verhinderung oder Ver-
folgung von folgenden Straftaten erforderlich ist:

1. die in § 74 a Abs. 1 und § 120 Abs. 1 des Gerichtsverfas-
sungsgesetzes genannten Straftaten,

2. Straftaten, bei denen aufgrund ihrer Zielrichtung, des Mo-
tivs des Täters oder dessen Verbindung zu einer Organisa-
tion anzunehmen ist, dass sie sich gegen die in § 3 Abs. 1
Satz 1 genannten Schutzgüter wenden.
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(2) Die Polizeibehörden dürfen zur Verhinderung von Straf-
taten nach Absatz 1 die Verfassungsschutzbehörde um Über-
mittlung der erforderlichen Informationen einschließlich
personenbezogener Daten ersuchen.

§ 19

Übermittlung personenbezogener Daten an die Öffentlichkeit

Bei der Aufklärung der Öffentlichkeit einschließlich der
Medien über Bestrebungen und Tätigkeiten nach § 3 Abs. 1
Satz 1 dürfen personenbezogene Daten nur bekannt gegeben
werden, wenn die Bekanntgabe für das Verständnis der Dar-
stellung, insbesondere von Organisationen oder unorganisier-
ten Gruppierungen, erforderlich ist und das Interesse der
Allgemeinheit das schutzwürdige Interesse der betroffenen
Person überwiegt.

§ 20

Übermittlungsverbote, Minderjährigenschutz

(1) Die Übermittlung von Informationen nach den Vor-
schriften dieses Abschnitts unterbleibt, wenn

1. die Informationen zu löschen sind,

2. für die übermittelnde Stelle erkennbar ist, dass die Infor-
mationen für die empfangende Stelle nicht erforderlich
sind,

3. für die übermittelnde Stelle erkennbar ist, dass unter Be-
rücksichtigung der Art der Informationen, insbesondere
ihres Bezuges zu der engeren Persönlichkeitssphäre der
betroffenen Person, und der Umstände ihrer Erhebung das
schutzwürdige Interesse der betroffenen Person das Inter-
esse der Allgemeinheit an der Übermittlung überwiegt,

4. überwiegende Sicherheitsinteressen dies erfordern oder

5. besondere Regelungen in Rechtsvorschriften, in Standes-
richtlinien oder Verpflichtungen zur Wahrung besonderer
Amtsgeheimnisse der Übermittlung entgegenstehen.

(2) Personenbezogene Daten Minderjähriger dürfen nach
den Vorschriften dieses Gesetzes übermittelt werden, solange
die Voraussetzungen der Speicherung nach § 9 erfüllt sind.

(3) 1Personenbezogene Daten Minderjähriger über ihr Ver-
halten vor Vollendung des 14. Lebensjahres dürfen nach den
Vorschriften dieses Gesetzes nicht an ausländische oder an
über- oder zwischenstaatliche Stellen übermittelt werden.
2Dasselbe gilt für Informationen über Personenzusammen-
schlüsse, deren Mitglieder überwiegend Minderjährige sind,
die das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet haben.

§ 21

Pflichten der empfangenden Stelle
1Die empfangende Stelle prüft, ob die ihr nach den Vor-

schriften dieses Gesetzes übermittelten personenbezogenen
Daten für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich sind.
2Ergibt die Prüfung, dass dies nicht der Fall ist, so hat sie die
entsprechenden Unterlagen zu vernichten und gespeicherte
Daten zu löschen. 3Die Vernichtung und die Löschung kön-
nen unterbleiben, wenn die Trennung von anderen Informa-
tionen, die zur Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind,
nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand möglich ist; in
diesem Fall sind die Daten zu sperren.

§ 22

Nachberichtspflicht
1Erweisen sich personenbezogene Daten nach ihrer Über-

mittlung als unvollständig oder unrichtig, so sind sie gegen-
über der empfangenden Stelle unverzüglich zu ergänzen oder
zu berichtigen, es sei denn, dass der Mangel für die Beurtei-
lung des Sachverhalts offensichtlich ohne Bedeutung ist.
2Werden personenbezogene Daten nach ihrer Übermittlung

gesperrt, so ist dies der empfangenden Stelle unter Angabe der
Gründe, die zu der Sperrung geführt haben, unverzüglich mit-
zuteilen.

F ü n f t e r  A b s c h n i t t

Parlamentarische Kontrolle

§ 23

Ausschuss für Angelegenheiten des Verfassungsschutzes

Die parlamentarische Kontrolle auf dem Gebiet des Verfas-
sungsschutzes übt unbeschadet der Rechte des Landtages und
seiner sonstigen Ausschüsse ein besonderer, vom Landtag ge-
bildeter Ausschuss für Angelegenheiten des Verfassungs-
schutzes aus.

§ 24

Zusammensetzung

(1) 1Der Ausschuss für Angelegenheiten des Verfassungs-
schutzes soll aus mindestens sieben Abgeordneten des Land-
tages bestehen. 2Mitglieder der Landesregierung können dem
Ausschuss nicht angehören.

(2) 1Jede Fraktion erhält mindestens einen Sitz. 2Die Vertei-
lung aller Sitze bestimmt sich nach der Geschäftsordnung des
Niedersächsischen Landtages.

§ 25

Kontrollrechte des Ausschusses

(1) Das Fachministerium ist verpflichtet, den Ausschuss für
Angelegenheiten des Verfassungsschutzes umfassend über
seine Tätigkeit als Verfassungsschutzbehörde im Allgemeinen
sowie über Vorgänge von besonderer Bedeutung zu unterrich-
ten.

(2) Der Ausschuss hat das Recht, Auskunftspersonen anzu-
hören, wenn mindestens ein Fünftel der Ausschussmitglieder
dies verlangt.

(3) Das Fachministerium kann das Anhörungsverlangen
nach Absatz 2 in entsprechender Anwendung des Artikels 24
Abs. 3 der Niedersächsischen Verfassung ablehnen; die Grün-
de sind dem Ausschuss darzulegen.

(4) 1Die in der Verfassungsschutzabteilung Tätigen dürfen
in dienstlichen Angelegenheiten Eingaben an den Ausschuss
für Angelegenheiten des Verfassungsschutzes richten. 2Solche
Eingaben und die Verhandlungen des Ausschusses über sie
sind vertraulich im Sinne der Geschäftsordnung des Nieder-
sächsischen Landtages.

§ 26

Verfahrensweise

(1) 1Für die Verhandlungen des Ausschusses für Angelegen-
heiten des Verfassungsschutzes gelten die Vorschriften der
Geschäftsordnung des Niedersächsischen Landtages. 2Jedoch
bedarf ein Beschluss, durch welchen die Vertraulichkeit von
Akten oder sonstigen Unterlagen oder von Verhandlungen des
Ausschusses aufgehoben wird, einer Mehrheit von zwei Drit-
teln der Stimmen seiner Mitglieder. 3Ist zu einem solchen Be-
schluss das Einvernehmen der Landesregierung erforderlich
und weigert diese sich, es zu erteilen, so hat sie die Gründe
dafür vor dem Ausschuss darzulegen. 4Dient die Vertraulich-
keit dem Schutz von Informationen, deren Geheimhaltung in
die Verantwortung einer Behörde des Bundes oder eines ande-
ren Landes fällt, so bedarf die Aufhebung der Vertraulichkeit
des Einvernehmens dieser Behörde.

(2) 1Der Ausschuss gibt sich für die Wahrnehmung der Auf-
gaben nach § 2 Abs. 1 Nds. AG G 10 eine besondere Geschäfts-
ordnung. 2Zu deren Geheimschutzregelungen ist die Landes-
regierung zu hören. 3Die Geschäftsordnung bedarf der Bestäti-
gung durch den Landtag.



Nds. GVBl. Nr. 10/2009, ausgegeben am 14. 5. 2009

165

(3) Der Ausschuss berichtet dem Landtag in der Mitte und
am Ende jeder Wahlperiode über seine Tätigkeit.

(4) Der Ausschuss übt seine Tätigkeit auch über das Ende
einer Wahlperiode des Landtages so lange aus, bis der nachfol-
gende Landtag den Ausschuss nach § 24 neu gebildet hat.

§ 27

Hilfe vonseiten der oder des Landesbeauftragten 
für den Datenschutz

(1) 1Der Ausschuss für Angelegenheiten des Verfassungs-
schutzes hat auf Antrag von mindestens einem Viertel seiner
Mitglieder die Landesbeauftragte oder den Landesbeauftrag-
ten für den Datenschutz zu beauftragen, die Rechtmäßigkeit
einzelner Maßnahmen der Verfassungsschutzbehörde zu
überprüfen. 2Die Befugnisse der oder des Landesbeauftragten
richten sich nach den Bestimmungen des Niedersächsischen
Datenschutzgesetzes.

(2) Wird die oder der Landesbeauftragte für den Daten-
schutz nach § 13 Abs. 3 tätig, so kann sie oder er den Aus-
schuss von sich aus unterrichten, wenn sich Beanstandungen
ergeben, eine Mitteilung an die betroffene Person aber aus Ge-
heimhaltungsgründen unterbleiben muss.

S e c h s t e r  A b s c h n i t t

Schlussvorschriften

§ 28

Geltung des Niedersächsischen Datenschutzgesetzes

Bei der Erfüllung der Aufgaben nach § 3 durch die Verfas-
sungsschutzbehörde finden die Vorschriften des § 4 Abs. 1 so-
wie der §§ 9 bis 17 a des Niedersächsischen Datenschutz-
gesetzes keine Anwendung.

§ 29

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes zur Ausführung 
des Gesetzes zu Artikel 10 Grundgesetz*)

§ 30

Änderung des Niedersächsischen Beamtengesetzes*)

§ 31

Änderung des Personalvertretungsgesetzes 
für das Land Niedersachsen*)

§ 32

Inkrafttreten**)

(1) Dieses Gesetz tritt 14 Tage nach seiner Verkündung in
Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt das Niedersächsische Verfassungs-
schutzgesetz vom 12. Juli 1976 (Nds. GVBl. S. 181), geändert
durch Gesetz vom 24. März 1980 (Nds. GVBl. S. 67), außer
Kraft.

*) Diese Vorschrift des Gesetzes in der ursprünglichen Fassung vom
3. November 1992 (Nds. GVBl. S. 283) wird hier nicht abgedruckt.

**) Diese Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der
ursprünglichen Fassung vom 3. November 1992 (Nds. GVBl.
S. 283). Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der späteren Änderungen
ergibt sich aus den in den Bekanntmachungen vom 30. März 2004
(Nds. GVBl. S. 117) und vom 19. November 2007 (Nds. GVBl.
S. 641) sowie den in der vorangestellten Bekanntmachung näher
bezeichneten Gesetzen.
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V e r o r d n u n g
zur Änderung der Verordnung über die Berufung und 

die Wahl der Mitglieder des Landesschulbeirats 

Vom 24. April 2009

Aufgrund des § 175 Nr. 2 des Niedersächsischen Schulge-
setzes in der Fassung vom 3. März 1998 (Nds. GVBl. S. 137),
zuletzt geändert durch Artikel 16 des Gesetzes vom 25. März
2009 (Nds. GVBl. S. 72), wird verordnet:

Artikel 1

§ 1 Abs. 1 der Verordnung über die Berufung und die Wahl
der Mitglieder des Landesschulbeirats vom 22. Dezember
1999 (Nds. GVBl. S. 441) wird wie folgt geändert:

1. In Nummer 1 werden die Worte „— Gesamtverband Nie-
dersächsischer Lehrer —“ durch das Wort „Niedersachsen“
ersetzt. 

2. Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. eine Person auf Vorschlag der Arbeitsgemeinschaft
Freier Schulen Niedersachsen e. V. im Einvernehmen
mit dem Verband Deutscher Privatschulen Nieder-
sachsen/Bremen e. V.;“.

3. In Nummer 3 werden die Worte „Niedersächsischen Lan-
desrektorenkonferenz“ durch das Wort „Landeshochschul-
konferenz“ ersetzt.

4. In Nummer 8 werden die Worte „Landesvereinigung der
Niedersächsischen Arbeitgeber- und Wirtschaftsverbände“
durch die Worte „Unternehmerverbände Niedersachsen
e. V.“ ersetzt.

5. Nummer 9 erhält folgende Fassung:

„9. drei Personen auf Vorschlag der Spitzenorganisationen
der zuständigen Gewerkschaften und Berufsverbände
in Niedersachsen;“.

6. In Nummer 10 werden die Worte „der Freien Humanisten
Niedersachsen“ durch die Worte „des Humanistischen
Verbandes Niedersachsen“ ersetzt.

7. In Nummer 11 werden die Worte „der Arbeitsgemein-
schaft kommunaler Ausländerbeiräte“ durch die Worte
„des Niedersächsischen Integrationsrates“ ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 24. April 2009

Niedersächsisches Kultusministerium

H e i s t e r - N e u m a n n

Ministerin



Nds. GVBl. Nr. 10/2009, ausgegeben am 14. 5. 2009

167

V e r o r d n u n g
über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Tierseuchenrechts

und des Rechts der Beseitigung tierischer Nebenprodukte
(ZustVO-Tier)

Vom 6. Mai 2009

Aufgrund 

des § 2 Abs. 1 Satz 3 des Ausführungsgesetzes zum Tierseu-
chengesetz in der Fassung vom 1. August 1994 (Nds. GVBl.
S. 411), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes vom
15. Dezember 2008 (Nds. GVBl. S. 419), und

des § 4 Satz 3 des Niedersächsischen Ausführungsgesetzes
zum Tierische Nebenprodukte-Beseitigungsgesetz in der Fas-
sung vom 21. April 1998 (Nds. GVBl. S. 480), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 10. November 2005 (Nds.
GVBl. S. 332),

wird verordnet:

§ 1

Das Fachministerium ist zuständig für die Aufgaben nach

1. § 17 c Abs. 5, § 17 d Abs. 1 bis 3 und § 17 e Satz 2 des
Tierseuchengesetzes in der Fassung vom 22. Juni 2004
(BGBl. I S. 1260, 3588), zuletzt geändert durch Artikel 1
§ 5 Abs. 3 des Gesetzes vom 13. Dezember 2007 (BGBl. I
S. 2930),

2. § 3 Abs. 2 Satz 3 Nr. 3, § 11 Abs. 2, § 21 Abs. 4 und § 25
Abs. 3 der Binnenmarkt-Tierseuchenschutzverordnung
in der Fassung vom 6. April 2005 (BGBl. I S. 997), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 11. Dezember 2006
(BGBl. I S. 2921),

3. § 3 Abs. 2 bis 4, § 4 Abs. 2, § 5 Abs. 1, § 6 Abs. 1, § 7, § 30
Abs. 5, § 38 und § 39 Abs. 3 der Tierimpfstoff-Verordnung
vom 24. Oktober 2006 (BGBl. I S. 2355),

4. § 26 Abs. 2 und 3, § 27 Abs. 2 bis 5, § 28, § 29 Abs. 1, § 30
Abs. 2 und 3, § 33 Abs. 2, § 34 Abs. 2 bis 5, § 35, § 38
Abs. 2, § 40 sowie § 43 Abs. 2 der Viehverkehrsverord-
nung vom 6. Juli 2007 (BGBl. I S. 1274), geändert durch
Artikel 3 der Verordnung vom 25. April 2008 (BGBl. I
S. 764),

5. § 2 sowie § 3 Abs. 2 der Brucellose-Verordnung in der
Fassung vom 20. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3601),

6. § 3 der Rinder-Leukose-Verordnung in der Fassung vom
13. März 1997 (BGBl. I S. 458), geändert durch Artikel 2
der Verordnung vom 20. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3499),

7. § 2 Abs. 2 und § 26 der MKS-Verordnung in der Fassung
vom 20. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3573),

8. § 2 Abs. 2 der Verordnung zum Schutz gegen den Milz-
brand und den Rauschbrand vom 23. Mai 1991 (BGBl. I
S. 1172),

9. § 2 der Tuberkulose-Verordnung in der Fassung vom
13. März 1997 (BGBl. I S. 462),

10. § 3 Abs. 2 der Verordnung zum Schutz gegen die Aujesz-
kysche Krankheit in der Fassung vom 20. Dezember 2005
(BGBl. I S. 3609),

11. § 2 Abs. 2, § 14 a Abs. 2 Satz 3 — bezüglich der nach-
richtlichen Veröffentlichung im Bundesanzeiger — und
§ 14 d der Schweinepest-Verordnung in der Fassung vom
20. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3547), geändert durch Ar-
tikel 7 der Verordnung vom 6. April 2009 (BGBl. I S. 749),

12. § 2 Abs. 2 der Verordnung zum Schutz gegen die Vesiku-
läre Schweinekrankheit in der Fassung vom 11. April 2001
(BGBl. I S. 604), geändert durch Artikel 1 der Verordnung
vom 6. Juli 2007 (BGBl. I S. 1262),

13. § 2 Abs. 1 der Einhufer-Blutarmut-Verordnung vom
2. Juli 1975 (BGBl. I S. 1845), zuletzt geändert durch Arti-
kel 5 der Verordnung vom 18. April 2000 (BGBl. I S. 531),

14. § 8 Abs. 2 Nr. 1 der Geflügelpest-Verordnung vom 18. Ok-
tober 2007 (BGBl. I S. 2348), zuletzt geändert durch Arti-
kel 6 der Verordnung vom 6. April 2009 (BGBl. I S. 749),
und nach § 7 Abs. 2 und § 12 der Geflügelpest-Verord-
nung in der Fassung vom 20. Dezember 2005 (BGBl. I
S. 3538) in Verbindung mit § 67 Abs. 2 der Geflügelpest-
Verordnung vom 18. Oktober 2007 (BGBl. I S. 2348), ge-
ändert durch Artikel 6 der Verordnung vom 6. April 2009
(BGBl. I S. 749),

15. § 13 Abs. 1 Satz 5 Nr. 2 und § 35 Abs. 2 der Hühner-Sal-
monellen-Verordnung vom 6. April 2009 (BGBl. I S. 752),

16. § 3 Nrn. 1 und 2 der Tollwut-Verordnung in der Fassung
vom 11. April 2001 (BGBl. I S. 598), zuletzt geändert durch
Artikel 7 der Verordnung vom 20. Dezember 2005 (BGBl. I
S. 3499),

17. § 2 Abs. 2 der Psittakose-Verordnung in der Fassung vom
20. Dezember 2005 (BGBl. I S. 3531),

18. § 5 Abs. 3 der Bienenseuchen-Verordnung in der Fassung
vom 3. November 2004 (BGBl. I S. 2738), geändert durch
Artikel 10 der Verordnung vom 20. Dezember 2005
(BGBl. I S. 3499),

19. Artikel 8 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. Oktober
2002 mit Hygienevorschriften für nicht für den mensch-
lichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte (ABl.
EG Nr. L 273 S. 1; 2007 Nr. L 30 S. 3), zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 777/2008 der Kommission
vom 4. August 2008 (ABl. EU Nr. L 207 S. 9), 

20. § 11 Abs. 3 und § 14 Abs. 4 der Fischseuchenverordnung
vom 24. November 2008 (BGBl. I S. 2315).

§ 2

Das Landesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittel-
sicherheit ist zuständig für die Aufgaben

1. des beamteten Tierarztes nach § 17 e des Tierseuchenge-
setzes,

2. der zuständigen Landesbehörde nach § 2 des Tierische Ne-
benprodukte-Beseitigungsgesetzes (TierNebG) vom 25. Ja-
nuar 2004 (BGBl. I S. 82), zuletzt geändert durch Artikel 16 b
des Gesetzes vom 13. April 2006 (BGBl. I S. 855), soweit
die Zulassung und Überwachung von Beseitigungsein-
richtungen betroffen ist, derer sich die nach § 3 Abs. 1
Satz 1 TierNebG Beseitigungspflichtigen bedienen oder die
im Rahmen der Übertragung nach § 3 Abs. 2 TierNebG
benutzt werden, sowie der zuständigen Behörde nach § 3
Abs. 2 und 3 TierNebG,

3. der von der Europäischen Kommission zugelassenen
Grenzkontrollstelle Cuxhaven bei der Einfuhr tierischer
Erzeugnisse nach der Binnenmarkt-Tierseuchenschutz-
verordnung,

4. nach § 15 Abs. 1, jedoch nicht in Bezug auf Betriebe nach
Anlage 7 Teil 1 Abschnitt I Nr. 2 und Abschnitt II Nr. 4,
sowie nach § 17 der Binnenmarkt-Tierseuchenschutzver-
ordnung, wenn der Betrieb nach § 15 Abs. 1 der Binnen-
markt-Tierseuchenschutzverordnung vom Landesamt für
Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit zugelas-
sen worden ist,

5. nach § 15 Abs. 1 Sätze 3 und 5 und Abs. 2 Satz 3, den
§§ 18, 19, 30 Abs. 4 und 6, § 34 Abs. 2, § 37 Nrn. 5 und 8
sowie § 40 Abs. 4 der Tierimpfstoff-Verordnung,

6. nach § 4 und § 6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 der Viehver-
kehrsverordnung, wenn auf die Veranstaltung voraussicht-
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lich Tiere aus einem Zuständigkeitsbereich außerhalb des
Landkreises oder der kreisfreien Stadt, in dem oder der
die Veranstaltung stattfindet, aufgetrieben werden, 

7. nach § 11 d der Schweinepest-Verordnung,

8. nach

a) § 10 Abs. 1 und § 12 Abs. 2 der Fischseuchenverord-
nung und

b) § 21 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1, § 24 Abs. 1 Nr. 1,
§ 25 Nr. 1, § 27 und § 28 Abs. 3 und 4 der Fischseu-
chenverordnung in den Fällen, in denen das Gebiet
über die Grenze eines Landkreises, einer kreisfreien
Stadt oder der Region Hannover hinausgeht, 

9. nach § 2, § 5 und – bezüglich der Vorlage von Aufzeich-
nungen aufgrund der Tätigkeit nach § 2 – § 9 der Tier-
seuchenerreger-Verordnung vom 25. November 1985
(BGBl. I S. 2123), zuletzt geändert durch Verordnung vom
2. November 1992 (BGBl. I S. 1845),

10. nach § 12 Abs. 2 der Tollwut-Verordnung.

§ 3

Die Polizei ist für die Überwachung von Tiertransporten
wie folgt zuständig:

1. ausschließlich für das Anhalten von Tiertransportfahrzeu-
gen im Straßenverkehr und

2. neben den Landkreisen und kreisfreien Städten für die
sich an Nummer 1 anschließende Kontrolle der Einhaltung
tierseuchenrechtlicher Vorschriften.

§ 4

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung
in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung über Zuständigkeiten
auf dem Gebiet des Tierseuchenrechts und des Rechts der Be-
seitigung tierischer Nebenprodukte vom 26. November 2004
(Nds. GVBl. S. 503) außer Kraft. 

Hannover, den 6. Mai 2009

Niedersächsisches Ministerium
für Ernährung, Landwirtschaft, Verbraucherschutz

und Landesentwicklung

E h l e n

Minister
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